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Innovationskatalog für die zukunftsfähige Partei
Tools und Maßnahmen aus dem Projekt „Legitimation und Selbstwirksamkeit“

Dieser Innovationskatalog sammelt die Maßnahmenideen des Projekts „Legitimation und 
Selbstwirksamkeit. Zukunftsimpulse für die Parteiendemokratie“. Er dient als Inspirationsquelle 
und verdeutlicht: es gibt viele gute Ideen für zukunftsfähige Parteien.

Wir denken weiter.

Einleitung
Die nachfolgende Liste stellt eine Sammlung von Hand-
lungsempfehlungen dar, die aus dem Projekt „Legitima-
tion und Selbstwirksamkeit: Zukunftsimpulse für die 
Parteiendemokratie“ hervorgegangen sind. Das Projekt 
hat ein Jahr lang zur Frage gearbeitet, mit Hilfe welcher 
Veränderungsschritte Parteien auch noch in Zukunft 
zeitgemäße Mittlerinnen zwischen Gesellschaft und 
Staat bleiben können. Dazu entstanden neben der pra-
xisorientierten Studie „Die Partei 2025“ mehrere Policy 
Briefs und Discussion Papers, die auf der Website www.
parteireform.org downloadbar sind. Dieser Innovati-
onskatalog gibt einen Überblick über die Praxismaß-
nahmen, die in den unterschiedlichen Texten vorge-
schlagen werden. Hierunter finden sich auch bekannte, 
aber noch nicht flächendeckend eingeführte Ideen.

Die folgende Sammlung dient als Übersicht und Inspi-
rationsquelle, doch soll nicht davon ablenken: einzelne 
Maßnahmen können ein Anfang für wirksame Verän-
derung sein, sollten in ihrer Wirkung aber nicht über-
schätzt werden. Parteien müssen viele gute Ideen um-
setzen, um zukunftsfähig zu sein – auf eine Art, die zur 
Haltung der Partei passt und zu den Bedürfnissen und 
Haltungen derjenigen, die Innovationen schließlich mit 
Leben füllen sollen. 

In Kooperation mit:
Konrad-Adenauer-Stiftung
Stiftungsverbund der 
Heinrich-Böll-Stiftungen
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1. Aktivierungsbeauftragte:1 In Kommunen mit niedri-
ger Wahlbeteiligung beschäftigen Parteien im Rahmen 
überparteilicher Zusammenarbeit Fachpersonal. Ihre 
Aufgabe ist die Kontaktaufnahme mit politikfernen 
Bürgern und Einwohnern, idealerweise ihre Motivation 
zu Vor-Ort-Engagement (vgl. community organizer in 
den USA). Die Arbeit der Aktivierungsbeauftragten soll-
te eng mit dem Quartiersmanagement oder ähnlichen 
Institutionen vor Ort koordiniert werden.

2. Alte-Hasentreffen (als Pendant zu Neuentreffen): 
Um altgedienten Parteimitgliedern einen Raum der 
Wertschätzung und des Austausches zu bieten und 
neue Formate wie „Neuenquoten“ auszugleichen, wer-
den dienstältere Parteimitglieder zu Treffen unter ihres-
gleichen eingeladen. Ein regelmäßiger Austausch mit 
anderen Gruppen bietet sich an. 

3. (Partei)-App: Als zeitgemäßer, innerparteiinterner 
und ständig verfügbarer Informations- und Partizipa-
tionskanal ist die Partei-App ein zentraler Bestandteil 
einer modernen Partei. Über Push-Nachrichten, Ticker-
meldungen auch auf der Homepage, gebündelter Über-
blick über lokale Veranstaltungen. Auch Stimmungs-
bilder zu politischen Themen sind so unkompliziert 
möglich.

4. Begrüßungstweet des jeweiligen Kreisverbandes 
mit Erwähnung des Neumitglieds  (-Accounts) zeigen 
auf einfache Art und Weise Wertschätzung für Neuan-
kömmlinge.

5. “Betriebsklima“-Beauftragter: Ein Ansprechpartner 
im Ortsverein achtet auf eine angenehme Stimmung 
und fungiert als Mediator in Konfliktsituationen Die 
Person kann gegebenenfalls auch innovative Debat-
ten- und Diskussionsformate für Sitzungen anregen. 
Entsprechende Qualifizierung (bspw. Mediationskennt-
nisse) ist nötig.

6. Big Data: kann aufzeigen, wie die Basis denkt und wie 
sich diese Meinung entwickelt hat. Außerdem können 
so passendere thematische Angebote gemacht werden. 
Datenschutzbedenken kann durch Freiwilligkeit und/
oder anonymisierte Speicherung begegnet werden.

7. Coaching und Führungskraft-Entwicklung für Lan-
des- und Bundesspitzen: Wer führen will, muss zuerst 
sich selbst führen können. Die Personalspitzen von Bun-
des- und Landespartei sollten deshalb besonders inten-
sive Fortbildungs- und Reflexions-Curricula absolvieren 
müssen. Neben Coaching sollte vor allem Personalfüh-
rung, Mediations- und Konfliktkompetenz sowie Ver-
handlungstraining Standard werden.

8. Neuartige Debattenformate pflegen: Es muss nicht 
immer der Redner am Podium sein. Die Komplexitätszu-
nahme unserer Zeit spiegelt sich in dialogischeren Ge-
sprächsformaten wider, die im Vorlauf zu Aussprachen 
und/oder Abstimmungen sehr nützlich sein können (Di-
alog, World Café, Palaver, usw.).

9. Demokratische Sprache sicherstellen: Experten-
sprech kann Debatten im Kern ersticken. Parteien sollten 
verstärkt darauf achten, sprachliche Anschlussfähigkeit 
sicherzustellen. Sach-Experten haben die besondere Ver-
antwortlichkeit, Themenfeld und Argumente auch für 
Außenstehende nachvollziehbar zu erläutern. 

10. Digitale Abstimmungen: Auf Parteitagen und in 
einzelnen Gliederungen können digitale Abstimmun-
gen eine lebendigere Feedbackkultur schaffen und die 
Partei wieder stärker in das Bewusstsein der Mitglieder 
bringen, ohne dass diese vor Ort präsent sein müssen. 
Im Vorfeld von Parteitagen kann z.B. mit „liquiden“ Tech-
niken stärker vorselektiert werden, welche Anträge oder 
Kandidaten überhaupt erst diskutiert werden. 

11. Digitale Interessenfilter: Thematische und geogra-
phische Interessenfilter in allen Formaten der digitalen 
Kommunikation sorgen dafür, dass Mitglieder nur die 
Informationen bekommen, die sie auch wirklich interes-
sieren.

12. Digitale Pilotprojekte etablieren: Parteien sollten 
einzelne Organisationseinheiten, in erster Linie Orts- 
und Kreisgliederungen, als digitale Pilotprojekte auf-
stellen, die wiederum für andere Untergliederungen als 
glaubwürdige Referenz dienen. Die Beteiligten vor Ort 
dienen im Nachgang als Innovations- Botschafter und 
– Berater für weitere interessierte Parteifunktionäre. Ein 
Beispiel sind komplett digital durchführbare Mitglieder-
begehren und –entscheide.

1.	 Aus Gründen der Lesbarkeit schreiben wir im Folgenden in männlicher 
Form, meinen damit aber alle Geschlechter.
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13. Einfache Sprache: Parteien bieten ihre Informationen 
standardmäßig in einfacher Sprache an. Das senkt die 
Schwelle für Politikfremde, sich mit politischen Inhal-
ten zu befassen und sorgt für eine integrativere Haltung 
innerhalb der momentan stark akademisch geprägten 
Parteien. 

14. Engagementstipendien: Menschen, die aufgrund ih-
rer finanziellen Lage oder Zeitknappheit nicht in der Lage 
sind, sich (kommunal)politisch einzubringen, können für 
ihren Einsatz in einem zeitlich begrenzten Projekt oder 
Workshop geringfügig entlohnt werden. Hier haben eine 
transparente Vorgehensweise und zeitliche Begrenzun-
gen höchste Priorität, um Missstimmungen unter den 
Aktiven und Fehlanreize zu vermeiden.

15. Nennung konkreter Engagementwünsche im Bei-
trittsprozess und zentrale Speicherung dieser Daten (Di-
gitalisierung des Mitgliedermanagements). Ermöglicht 
zielgenauere Angebote für Neumitglieder; gesammelte 
Daten machen den Parteigliederungen zielgruppenfo-
kussiertere Angebote möglich. 

16. Engagement-Zertifikate: Einen immateriellen Wert 
könnten Engagement-Zertifikate nach dem Belegen ei-
nes Workshops oder nach einer projektbezogenen Teil-
nahme ausmachen. Sie könnten einer Bewerbung bei-
gelegt im Studium für bestimmte Module angerechnet 
werden. So würden Engagierte durch eine Verbesserung 
ihres Lebenslaufes entlohnt, was ihnen gegebenenfalls 
Türen im weiteren Berufsweg öffnet.

17. Engagierten-Hotline: Eine zentrale Engagierten-
Hotline/-Website auf Landes- oder Bundesebene macht 
auch Engagement-Bereiten ohne Parteibuch maßge-
schneiderte Angebote. Vom Online-Multiplikator und –
Botschafter über die zeitlich begrenzte Übernahme einer 
Aufgabe in einer Vor-Ort-Initiative bis hin zum dauerhaf-
ten Engagement ist alles möglich.

18. Entformalisierung von Ortsvereinssitzungen, z.B.
a. neue Kreativitäts- und Debattentechniken nutzen 

(Fishbowl, Brainstorming, Open Space...)
b.  Zuschaltung per Video-Telefonie wenn Mitglied nicht 

physisch anwesend sein kann.
c.  rotierende Sitzungsleitungen
d. Regelhafte Präsenz von externen Gästen/Referenten
e. Wechselnde Tagungsorte (Altenheim, Flüchtlingsheim, 

Schule, Vereinsheim, NGO-Geschäftsstelle...)  

19. Fortbildung automatisieren: Parteien profitieren 
von einem vergleichbaren Qualifikations-Niveau ihrer 
Funktionäre. Wer Funktionär ist, nimmt deshalb auto-
matisch an bestimmten Seminaren teil und bekommt 
die Teilnahme-Informationen inkl. Terminoptionen au-
tomatisch zugeschickt. Eine Abmeldung ist möglich, 
muss aber aktiv erfolgen.

20. Freie Wahl von Orts- oder Kreisverband: Vor allem 
in Ballungsräumen wirkt die nach Wohnort erfolgende 
Zuteilung in den jeweiligen Orts- oder Kreisverband 
antiquiert. Parteimitglieder sollten unkomplizierter als 
heute wählen können, wo sie sich einbringen wollen. 
So kann das Parteiengagement gerade bei Umzügen 
in eine und innerhalb einer Stadt verstetigt werden 
(Taktisch motivierten, kurzfristigen Ummeldungen im 
Vorfeld von Personalentscheidungen per Direktwahl 
werden durch fest definierte Wechsel-Moratorien un-
terbunden). Der damit einhergehende Wettbewerb 
zwischen den Gliederungen wäre ein Stimulus für die 
Weiterentwicklung der Partei insgesamt.

21. Gamification: spielerische Anreizsysteme können 
helfen, Verhalten in nicht-spielerischen Partei-Kontex-
ten zu verändern. Das gilt insbesondere für spielerische 
Formate für sonst eher undynamische Veranstaltun-
gen, wie bspw. Prozessdebatten. 

22. Innovationsformel für Hauptamtliche: Parteiinno-
vation gehört zum festen Aufgabenkatalog aller Haupt-
amtlichen. Entsprechende Schulungen ermöglichen 
die Wahl eigener Innovations-Schwerpunkte. Jährliche 
Innovations-Gipfel im Beisein der Parteivorsitzenden 
rücken das Thema regelmäßig in den Fokus.

23. Innovationspools auf Ebene der Landes- und Bun-
desvorstände: sammeln erfolgreiche Innovationspro-
jekte und tragen sie in die Breite der Partei. Sorgt für die 
notwendige Vernetzung, um Erfolgsbeispiele bekannt 
zu machen und für die Gesamtpartei zu übersetzen. Le-
gen Datenbanken zu erfolgreichen Projekten und nicht 
umgesetzten Ideen an und sind Ansprechpartner für 
alle, die Veränderung vor Ort anregen wollen. 

24. Instrumente der Wertschätzung einführen: Kleine 
Geschenke für ‘Altgediente’, Dank für Engagement, net-
te Karten bspw. zu Jahrestagen; regelmäßige Einladun-
gen zu ‘Brunches’ im exklusiven Zirkel; ‘Lob’ nicht nur 
bei großen Veranstaltungen. 
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25. Intersektorale Dialogformate: Hauptamtliche Ver-
netzungsbeauftragte intensivieren den dauerhaften 
Kontakt mit Vertretern anderer Sektoren. Sie organisie-
ren regelmäßige Gesprächsformate, die dem vertieften 
Austausch dienen. So eröffnen Parteien Kanäle gerade 
zu denjenigen, mit denen der Austausch sonst nicht die 
Regel ist. Beispiel: regelmäßige Kamingespräche mit 
ausgewählten Multiplikatoren aus allen gesellschaftli-
chen Sektoren zu relevanten Querschnittsthemen.

26. Jours Fixes für verstetigten Austausch: Ob es die 
Bürgerinitiative vor Ort oder die weltweit agierende 
Naturschutz-Vereinigung ist: Regelmäßige Zusam-
menkünfte oder Jours Fixes – gerade außerhalb von 
Krisenzeiten – stellen das Verhältnis auf eine stabilere 
Basis und identifizieren potenzielle Konfliktfelder, be-
vor sie entstehen. 

27. Kampagnenartige Projekte: Kurzfristige, kampa-
gnenartige Projekte in Zusammenarbeit mit anderen 
Initiativen vor Ort senken die Hürde fürs Mitmachen 
enorm. Wichtig dabei: Die Betroffenheit potenziell En-
gagierter muss hoch sein (Relevanz). Zudem braucht 
die Kampagne ein klares, erreichbares Ziel. 

28. Lokale Bürgerforen statt Parteimitgliedschaften: 
Der bisher überwiegend praktizierte Ansatz von Partei-
en zur Erhöhung der Mitgliederzahl ist die Senkung der 
Schwelle zum Parteibeitritt. Das Problem dabei ist, dass 
dies bereits eine aktive Rolle des Individuums voraus-
setzt, die oft nur von Menschen aus höheren sozialen 
Schichten ausgeübt wird. Stattdessen sollten Parteien 
den Aufbau dauerhafter, lokal verankerter Fo- ren vo-
rantreiben, welche Menschen aller sozialen Schichten 
anziehen und im Idealfall politisieren. Solche demokra-
tischen, gesellschaftspolitisch aufgeladenen Foren soll-
ten unverbindlich und überparteilich sein und könnten 
an Schulen und Kieze angebunden werden. Parteien 
sollten das politische Interesse der Bevölkerung folg-
lich aus zwei Gründen fördern: Um mehr Mitglieder zu 
gewinnen (Eigeninteresse) und um die Bevölkerung ge-
nerell zu politisieren (Selbstwert). 

29. Mandatierung von Rederechten: Obligatorische 
Vorabstimmungen im Vorlauf zu Parteitagen können 
dazu beitragen, dass Vertreter bestimmter Argumen-
te nach Vorbild des „Liquid Feedback“-Ansatzes als 

repräsentative Redner mandatiert werden. Dies ent-
schlackt die Debatte selbst, ohne die Argumente zu 
verknappen. Beugt der Dynamik „Alles ist gesagt, aber 
noch nicht von Jedem“ vor.

30. Maßgeschneiderte Mitmachangebote: Engagier-
ten-Agenturen sind in Zusammenarbeit mit den Inno-
vationspools Ansprechpartner für Engagementwillige. 
Dort erhalten Freiwillige maßgeschneiderte Angebote, 
die sich nach Zeitbudget, Qualifizierung und Schwer-
punktinteresse der jeweiligen Person richten. 

31. Mentorenprogramme für Mitglieder, die sich Kan-
didatur/Mandat etc. vorstellen können: Aktive und 
ehemalige Mandatsträger nehmen sich Nachwuchsta-
lente unter ihre Fittiche und stehen mit Rat zur Seite; 
hier bietet sich an, insbesondere unterrepräsentierte 
Mitgliedergruppen zu fördern

32. Mitgliederdaten intelligent und doch behutsam 
nutzen: Parteien sollten mehr Informationen über 
Mitglieder und Sympathisanten sammeln, um die An-
gebote für Mitglieder zielgenau verbessern zu können 
(bspw. Daten über Interessen, Qualifikation, Engage-
ment) – selbstverständlich unter Berücksichtigung be-
rechtigter Datenschutzbedenken.

33. Mitgliederprinzip: Das Mitgliederprinzip löst auf 
Kreisebene flächendeckend das Delegiertenprinzip ab. 
Das ermöglicht das direktere, häufigere und in der Wir-
kung unmittelbarer erkennbare Mitmachen für das ein-
zelne Parteimitglied.

34. Verschiedene Mitgliedschaftsmodelle: Neumitglie-
der sollten schon bei Eintritt angeben können, wo und 
wie sie sich schwerpunktmäßig einbringen möchten. 
Anlass dafür können verschiedene Mitgliedschafts-
Optionen sein, die von der inhaltlichen Expertin über 
aktives Vor-Ort-Engagement bis hin zum Partei-Bot-
schafter in anderen Institutionen reichen. Auch eine 
explizite Mitgliedschaft als stiller Unterstützer sollte 
möglich sein, ebenso wie der Wechsel zwischen den 
Mitgliedschafts-Optionen. Spezifische Rollenbeschrei-
bungen, Ansprechpartner und ggf. Fortbildungscurri-
cula tragen dazu bei, dass Partei und Mitglied die je-
weilige Option mit Leben füllen.
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35. Moderation abseits des Formalen: Parteitagsmo-
derationen sollten Debatten stärker strukturieren und 
Gesagtes in den Gesamtzusammenhang einordnen. 
Live-Visualisierungen der Redebeiträge können den Zu-
hörenden helfen, den Überblick zu behalten. Um die Mo-
deration der Führungslogik zu entziehen, kann es sinn-
voll sein, auf professionelle Externe zurückzugreifen. 

36. Monitoring von zivilgesellschaftlichen Kampag-
nen. Parteien mit hohem Diskursanspruch tun gut da-
ran, Diskurse frühzeitig und ungefiltert aufzugreifen, 
um sie zu verstehen und früher als ihre (u.U. schwer-
fälligeren) politischen Konkurrenten in den politischen 
Meinungsbildungsprozess einfließen zu lassen.

37. Nachwuchs-Qualifizierungsprogramme: Der politi-
sche Nachwuchs sollte besonders intensiv qualifiziert 
werden. Entsprechend sollte die parteiübergreifende 
Bildungsabgabe auch den Jugendorganisationen zu-
gutekommen. Um die junge Zielgruppe zu erreichen, 
muss das Qualifizierungsangebot im Dialog mit Vertre-
tern der Jugendorganisationen erstellt werden. Weitere 
Impulse können die Young Professional-Curricula von 
Wirtschaftsunternehmen geben.

38. „Neuen“-Quote in Gremien: Um Neu- und Quer-
einsteigern besser in die Parteistruktur zu integrieren, 
werden bestimmte Gremien anteilig (z.B. 1/3) mit Neu-
mitgliedern besetzt.

39. Nichtmitglieder-Voten: Programmatische parteiin-
terne Mitgliederbefragungen werden durch die gezielte 
Befragung von Nichtmitgliedern/Sympathisanten flan-
kiert, um die Meinung der Partei einem „Reality Check“ 
zu unterziehen. Vermeidet das direktdemokratische 
Steuern ins strategische Abseits. 

40. Onboarding- Prozess festsetzen: Was passiert, wenn 
ein Mitglied neu eintritt? Bislang fehlt Parteien ein fester 
„Onboarding“- Prozess – obwohl bekannt ist, dass die 
ersten Wochen als Parteimitglied entscheidend sind für 
Dauer und Ertrag der Mitgliedschaft. Hier kann das bun-
desweite Angebot einer intelligent designten und leicht 
umsetzbaren Willkommens- Norm Veränderungsanreize 
setzen. Ebenso wichtig wie Fristgerechtigkeit ist hierbei 
die Qualität der persönlichen Ansprache.

41. Organisationsroutinen kritisch überprüfen: Par-
teiorganisation sollte alle Strukturen dahingehend 
überprüfen, dass der Zeitaufwand für Selbstverwaltung 
der Parteigliederungen so gering wie möglich ist. Akti-
ve Mitglieder wenden häufig viel Zeit für Parteiarbeit 
auf. Aber rechtfertigt das, was sie tun, diesen Aufwand? 
Und sind die Dinge, die sie seitens der Organisation tun 
müssen, wirklich notwendig (bspw. bürokratische Auf-
lagen)? Wer hier mutig den Bestand analysiert, um sich 
von Verzichtbarem zu entlasten, kann unter Umstän-
den schnell wertvolle Ressourcen freisetzen.

42. Orientierung durch Think Tanks: Wo die inhaltli-
che Positionierung im Alltag schwer fällt, hilft oft der 
Außenblick. Agile, von Partei und parteinahen Stiftun-
gen losgelöste Think Tanks mit projektgebundenen Ex-
perten sind mögliche Berater der Führungsebenen.

43. Parteiinterne Fortbildungszertifikate: Wer ein fest 
definiertes Curriculum voll durchläuft, hat die Möglich-
keit, ein Ausbildungszertifikat zu erhalten. Das bietet 
einen Fortbildungs-Anreiz insbesondere für berufstä-
tige Mitglieder, dient aber auch der innerparteilichen 
Weiterentwicklung.

44. Parteitage als Workshop: Wo das einzelne Thema 
zu kompliziert, wo die Zahl der Themen zu groß wird, 
ist es sinnvoll, Parteitage wie Workshops zu konzipie-
ren. Kleingruppen, flexiblere Debattenformate und Ex-
pertengruppen mit Empfehlungscharakter können der 
Vollversammlung sowie den Abstimmungen vorausge-
hen.

45. Parteiübergreifende Bildungsabgabe: Gute Qualifi-
zierung kostet, ist aber die beste Investition in eine er-
folgreiche Zukunft. Die zukunftsfähige Partei verwen-
det 5% ihrer Einnahmen auf Fortbildungs-Angebote, 
die jeweils auf die Entwicklungsbedürfnisse von Mit-
gliedern, Funktionären, Mandatsträgern und Haupt-
amtlichen abgestimmt sind.

46. Personalentwickler im Kreisverband: Entsprechend 
qualifizierte Hauptamtliche kümmern sich um die stra-
tegische Personalentwicklung von Mandatsträgern, 
Funktionären, Haupt- und Ehrenamtlichen. Sie sind Er-
möglicher und Treiber für die Ressourcenentfaltung des 
Einzelnen wie der Organisation insgesamt.
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47. Projektgebundene Arbeit stärken: kulturelle und 
organisatorische Barrieren (bspw. Misstrauen, Verdacht 
auf Mitgliedschaftspflicht, etc.) werden für bestimmtes 
temporäres Engagement  abgebaut, damit Interessierte 
sich unverbindlich und thematisch fokussiert engagie-
ren können.

48. Public Service Clubs: Parteien lernen von Social Ser-
vice Clubs wie den Rotariern oder dem Lions Club. Die 
Motivation der Mitarbeit erhöht sich deutlich, wenn sich 
die Mitglieder sich selber aussuchen können, mit wem 
sie zusammenarbeiten wollen (Einladungsprinzip.). Da-
bei muss beachtet werden, dass der freie Zugang zur 
Partei und wichtigen Entscheidungsprozessen (Wahlen, 
etc.) im Ortsverein gesichert ist. Die Partei kann durch 
Reglementierung die Pluralität sichern. Das heißt die 
Struktur der Public Service Clubs muss Alters- und Gen-
dermäßig ausgewogen sein. Neumitglieder können nur 
aufgenommen werden, wenn sie der Quote entsprechen. 
Auch die starke Ablaufstruktur kann Parteiinteressen 
nutzen. Die Struktur kann zentral vorgegeben werden, 
so dass Fortbildung, Diskussionskultur, etc. für die Par-
tei steuerbarer werden. Wichtigstes Element ist die In-
stitutionalisierung eines der wesentlichen Beweggrün-
de für eine Parteimitgliedschaft: Die Mitgliedschaft in 
einer Gruppe mit Gleichgesinnten, die auch noch Gutes 
tut. Hierbei spielt auch eine Vorgabe der Größe und der 
Anwesenheit eine Rolle. Eine Gruppengröße von 30+-10 
kommt diesem Bedürfnis am Besten entgegen. Eine Prä-
senzpflicht von mindestens 1x im Monat schafft erst den 
Nährboden für vertrauensvolle Zusammenarbeit. 

49. Qualifikationsniveau für Hauptamtliche: Nur wer 
einen festgelegten Kanon von Qualifizierungen nach-
weisen kann - ob außer- oder innerparteilich erworben - 
wird hauptamtlich eingestellt. Hierzu gehören insbeson-
dere Themen wie Personalführung, Konfliktkompetenz 
und Projektmanagement.

50. Qualifikationsziele für Ehrenamtliche: Auch für 
Ehrenamtliche können Qualifikationsziele ausgegeben 
werden – als Ziel für die Organisation, die entsprechen-
de Angebote bereitstellen muss, aber auch als Orientie-
rungsmarke für diejenigen, die sich ehrenamtlich ein-
bringen. Wer aktiv ist, wird kostenfrei fortgebildet, und 
wer sich kostenfrei fortbildet, muss aktiv sein. Das quid 
pro quo setzt zusätzliche Anreize für Engagement.

51. Quereinsteiger-Quote bei Listenaufstellung in al-
len Gliederungen: um personelle Verkrustungen zu 
vermeiden, besetzen Parteien eine gewisse Zahl ihrer 
Mandate verpflichtend mit Quoten-Quereinsteigern. 
Das können neue Parteimitglieder ebenso sein wie par-
teinahe Multiplikatoren ohne Parteibuch. 

52. Quotierung der Diätenverwendung: Mandatsträ-
ger sollten einen Teil ihrer Gelder zweckgebunden für 
Fortbildungsleistungen verwenden müssen. Selbiges 
gilt für Personalmittel, die zweckgebunden für Fortbil-
dungsleistungen aufgestockt werden sollten. Beides 
hat positive Rückwirkung für die Parteiorganisation, an 
die Mandatsträger und Personal in der Regel eng ange-
bunden sind.

53. Gezielte Rahmung von Parteitags-Debatten: Zu 
Debattenbeginn ordnen zwei Parteivertreter oder auch 
parteifremde Experten das zur Frage stehende Thema 
ein und zeigen bestehende Handlungsoptionen auf. 
Dies geschieht in einer Sprache, die nachvollziehbar 
und auch für Sachunkundige verständlich ist.

54. Rotationsregeln für Funktionäre: Um personelle 
Erneuerung zu ermöglichen, sollten Parteien Rotati-
onsprinzipien für ihre Funktionäre einführen. So sollten 
Gremienmitgliedschaften im Regelfall begrenzt sein, 
ebenso wie die Übernahme von Ämtern wie dem Orts- 
oder Kreisvorsitz.

55. Serious Games: Sie verpacken komplexe Sachver-
halte in spielerische Formate (on- und offline) und sind 
so ein wichtiges Instrument im Bereich der Weiterbil-
dung und Qualifizierung. 

56. Stadtteilcenter von Parteien mit kulturellen Ange-
boten, ohne dass man sich direkt für die Partei enga-
gieren muss. Offene Orte, an denen Kulturveranstal-
tungen ebenso stattfinden können wie Jugendclubs, 
Debattenveranstaltungen, usw. 

57. Strategische Dialoge: Parteien etablieren auf Kom-
munal-, Landes- und Bundesebene strategische Dia-
loge, in denen Parteimitglieder in den themengebun-
denen Austausch mit ausgewählten Fachexperten, 
Multiplikatoren, Vertretern von Vorfeldorganisationen 
usw. treten und gezielt Impulse zu programmatischen 
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oder organisatorischen Fragen suchen. Wichtig dabei: 
klarer thematischer Fokus, zeitliche Begrenzung, mög-
lichen Impact definieren, Feedback zu Wirksamkeit be-
reitstellen. Dieses Format intensiviert den Austausch 
der Partei mit der Organisationsumwelt, erhöht das 
Themen- und Meinungsgespür der Organisation und 
vertieft das Netzwerk der Partei systematisch.

58. Sparringspartner / Moderierte Feedback-Gremien 
für „Hohe Tiere“: Runden mit Vertraulichkeitszwang, in 
denen Kritik/ kritisches Feedback untereinander expli-
zit erwünscht ist. Macht Persönlichkeitsentwicklung 
und Führungsverantwortung zu besprechbaren The-
men. 

59. Thematische Arbeitsgruppen: Wer ortsunabhängig 
arbeiten möchte, kann als Themen-Mitglied beitreten 
und sich in landes- oder bundesunmittelbare Arbeits-
gruppen einbringen, die schwerpunktmäßig virtuell 
arbeiten. Diese Arbeitsgruppen sind formal mit den 
Gliederungen der Partei gleichgestellt und können De-
legierte entsenden

60. Themenbezogene Online-Plattformen: Sie erleich-
tern die Kooperation, auch über große geographische 
Distanzen hinweg. 

61. Ad-hoc Umfragen als direktes und schnelles Feed-
back für Aktive und Parteiführung um zu wissen, was 
Mitglieder denken, ggfs. nach Geschlecht, Alter etc. ge-
trennt.

62. Veränderungskompetenz auf Führungsebene ver-
ankern: Funktionäre und Hauptamtliche ohne Wahl-
amt tragen Verantwortung für die Entwicklung ihrer 
Organisation. Entsprechend sollten sie in Fragen der 
Führung und Selbstführung systematisch qualifiziert 
werden. Dazu gehört Wissen über Führungskommuni-
kation ebenso wie Steuerungswissen über individuelle 
und organisationale Dynamiken von Veränderung.

63. Von Anderen lernen: Viele zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen sind deutlich weiter als Parteien, was Mit-
gliedermanagement, Mitgliederaktivierung und Mit-
gliedergewinnung angeht. Parteiführungen sollten den 
Austausch mit NGO-Vertretern auch mit Blick auf or-
ganisationale Themen intensivieren. Politisch sollte die 
Frage diskutiert werden, ob Parteien mit den ihnen zur 

Verfügung stehenden Mitteln professionelles Freiwil-
ligenmanagement leisten können. Hierzu bieten sich 
Formate wie „Führungskräfte-Austauschprogramme“ 
an, die das vertiefte Eintauchen in fremde Organisati-
onsstrukturen ermöglichen.

64. Vorbildfunktion von Parteien vergegenwärtigen: 
Lebt man als Partei die im internen Umgang die Werte, 
die man nach außen vertritt? Wird man als Arbeitgeber 
den Ansprüchen gerecht, die man an Arbeitgeber sonst 
stellt? Ist lebenslanges Lernen innerhalb der eigenen 
Organisation so präsent wie in den politischen Reden? 
Sind die Kandidaten zur Listenaufstellung so divers, 
wie man es von Aufsichtsräten fordert? Die Außenwir-
kung und die Organisationskultur steht und fällt mit 
der Fähigkeit zur Werte-Kohärenz.

65. Vorbilder stärken: Welche Parteiaktiven werden be-
sonders oft durch die Führung besucht, besonders in-
tensiv gefördert und besonders medienwirksam in der 
Parteizeitung oder den Social Media Kanälen gefeiert? 
Wer hier vor allem innovative, experimentierfreudige 
und heterogene Kandidaten in den Mittelpunkt rückt, 
schafft Vorbilder. Innerparteiliche Innovationsfreude 
wird so zum Karrierekatalysator.

66. Vor-Ort Initiative: Thematisch fokussierte, zeitlich 
begrenzte Vor-Ort-Initiativen bringen Parteien zurück 
auf die Straße und eröffnen die Chance für begrenztes, 
niedrigschwelliges Engagement von Nicht-Mitgliedern. 
Die Partei spielt eine Rolle als kundiger Organisator und 
Multiplikator, der Menschen vernetzt und zum Engage-
ment befähigt.

67. Willkommensmanager: Ansprechpartner für alle 
Neuen; erklärt, wie Partei funktioniert, wer wer ist, 
stellt Neuen den Bisherigen vor; Facilitator für alle En-
gagementbereiten. 

68. Zeitbudget kennen: Parteien sollten frühestmöglich 
das Zeitbudget von Interessenten abfragen, um nicht 
nur genauer thematische Interessen, sondern auch mög-
lichen Aufwand individuell auf sie abstimmen zu kön-
nen. Das kann bereits im Mitgliedsantrag geschehen. In 
der Partei-App oder online sollte man diese Zeiteinstel-
lungen auch überarbeiten können wenn sich das eigene 
Zeitbudget ändert.
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